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Abrechnungsvorschriften 

§ 11a. (1) Der Generalpächter hat die im Lauf des Kalenderjahres fällig gewordenen Pachtzinse, 
Steuern und öffentlichen Abgaben, Kosten der gemeinsamen Anlagen und Einrichtungen sowie die 
angemessenen Verwaltungskosten spätestens zum 30. Juni des folgenden Kalenderjahres abzurechnen; er 
hat die Abrechnung mindestens vier Wochen lang während der vereinsüblichen Betriebs- und 
Sprechzeiten an einer geeigneten Stelle zur Einsicht durch die Unterpächter aufzulegen und den 
Unterpächtern in geeigneter Weise Einsicht in die Belege – bei Belegen auf Datenträgern Einsicht in 
Ausdrucke der Belege – zu gewähren. Auf Verlangen eines Unterpächters sind von der Abrechnung und 
(oder) den Belegen auf seine Kosten Abschriften (Ablichtungen, weitere Ausdrucke) anfertigen zu lassen. 
Die Einsichtsmöglichkeit ist mindestens zwei Wochen vor ihrem Beginn an der sonst für Ankündigungen 
in der Kleingartenanlage üblichen Stelle bekanntzumachen. 

(2) Besteht Streit über die Richtigkeit der Abrechnung oder die Angemessenheit der 
Verwaltungskosten (§ 11 Abs. 1 lit. c), so entscheidet darüber das Bezirksgericht, in dessen Sprengel der 
Kleingarten liegt, auf Antrag eines Vertragsteiles im Verfahren außer Streitsachen. 

(3) Der Generalpächter hat spätestens vor Ablauf des laufenden Kalenderjahres mindestens vier 
Wochen lang während der vereinsüblichen Betriebs- und Sprechzeiten an einer geeigneten Stelle eine 
Vorausschau aufzulegen, in der für das folgende Kalenderjahr die Höhe des vom Generalpächter zu 
leistenden Pachtzinses, die in Aussicht genommenen Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten an 
gemeinsamen Anlagen und Einrichtungen, die erforderlichen Kosten der Verwaltung und die sonst 
vorhersehbaren Aufwendungen gemäß § 11 Abs. 1 bekanntzugeben sind. 

(4) Kommt der Generalpächter den in den Abs. 1 und 3 ausgesprochenen Verpflichtungen zur 
Abrechnung, Einsichtgewährung oder Legung der Vorausschau nicht nach, so ist er auf Antrag eines 
Unterpächters vom Bezirksgericht im Außerstreitverfahren dazu zu verhalten. Weigert er sich auch bei 
der mündlichen Verhandlung vor Gericht, die Abrechnung oder die Vorausschau zu legen oder die 
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Einsicht in die Belege zu gewähren, oder erscheint er zur Verhandlung nicht, so hat das Gericht auf 
Antrag eines Unterpächters dem Generalpächter unter Androhung einer Ordnungsstrafe bis zu 26 000 S 
aufzutragen, binnen einer angemessenen, 14 Tage nicht übersteigenden Frist die Abrechnung oder die 
Vorausschau zu legen und (oder) die Einsicht in die Belege zu gewähren. Die Ordnungsstrafe ist zu 
verhängen, wenn dem Auftrag ungerechtfertigterweise nicht entsprochen wird; sie kann auch wiederholt 
verhängt werden. 
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